
 

 

E n t w u r f  

Bundesgesetz, mit dem die Straßenverkehrsordnung 1960 geändert wird (25. StVO-
Novelle) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Die Straßenverkehrsordnung 1960 (StVO 1960), BGBl. Nr. 159, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 
59/2011, wird wie folgt geändert: 

1. In  24 wird nach Abs. 5b folgender Abs. 5c eingefügt: 
„(5c) Personen, die zur selbstständigen Ausübung des Hebammenberufs berechtigt sind, dürfen bei 

einer Fahrt zur Leistung von Geburtshilfe das von ihnen selbst gelenkte Fahrzeug für die Dauer der 
Hilfeleistung auch auf einer Straßenstelle, auf der das Halten oder Parken verboten ist, abstellen, wenn in 
der unmittelbaren Nähe des Aufenthaltes der Patientin kein Platz frei ist, auf dem gehalten oder geparkt 
werden darf, und durch das Aufstellen des Fahrzeuges die Sicherheit des Verkehrs nicht beeinträchtigt 
wird. Während einer solchen Aufstellung ist das Fahrzeug mit einer Tafel, welche die Aufschrift 
„Geburtshilfe” und das Amtssiegel des österreichischen Hebammengremiums tragen muss, zu 
kennzeichnen. Außer in diesem Falle ist eine solche Kennzeichnung von Fahrzeugen verboten.“ 

2. § 94c Abs. 3 lautet: 
„(3) Sofern eine Gemeinde über einen Gemeindewachkörper verfügt, kann ihr die Handhabung der 

Verkehrspolizei (§ 94b Abs. 1 lit. a) durch diesen übertragen werden; hierbei können alle oder nur 
bestimmte Angelegenheiten der Verkehrspolizei hinsichtlich aller oder nur einzelner Straßen übertragen 
werden. Verfügt eine Gemeinde über keinen Gemeindewachkörper, so darf ihr die Handhabung der 
Verkehrspolizei ausschließlich hinsichtlich der punktuellen Geschwindigkeitsmessung gemäß § 98b 
hinsichtlich aller oder nur einzelner Straßen übertragen werden, wenn dies aus Gründen der 
Verkehrssicherheit erforderlich und sichergestellt ist, dass diese Aufgabe von der Gemeinde mit den ihr 
zur Verfügung stehenden Mitteln besorgt werden kann. Die Ermächtigung der übrigen Organe der 
Straßenaufsicht, die Verkehrspolizei im Gemeindegebiet zu handhaben, bleibt in jedem Fall unberührt.“ 

3. An § 100 wird folgender Abs. 11 angefügt: 
„(11) 20 vH der Strafgelder aus jenen Verwaltungsübertretungen, die gemäß § 94c Abs. 3, 2. Satz 

hinsichtlich der punktuellen Geschwindigkeitsüberwachung gemäß §98b durch die Gemeinden im 
übertragenen Wirkungsbereich wahrgenommen werden, fließen der Gebietskörperschaft zu, die den 
Aufwand jener Behörde zu tragen hat, die das Strafverfahren in erster Instanz durchführt.“ 
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